 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7100990/2021

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Elisabeth Wanke tGber die Beschwerde des
RAR Rk kR kckok kR akckok kokkkekk kkxGE** Ungarn, vom 28.1.2021 gegen den Bescheid
des Finanzamts Osterreich vom 20.1.2021, womit der "Antrag vom 11.12.2020 auf
Familienbeihilfe” fiir den im Dezember 1997 geborenen ***g*#* *#xpk&x &x*3%%* und den im
Juni 2000 geborenen ***7*** kxx3x** jaweils ab Janner 2019 abgewiesen wurde,

Sozialversicherungsnummer ***8*** 7y Recht erkannt:
I. Der Beschwerde wird Folge geben.
Der angefochtene Bescheid wird gemall § 279 BAO ersatzlos aufgehoben.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof gemafl Art. 133
Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Antrag

Mit Schreiben vom 7.12.2020, eingelangt am 11.12.2020, an das damalige Finanzamt Bruck
Eisenstadt Oberwart, 7000 Eisenstadt, NeusiedlerstralRe 46, stellte der Beschwerdefiihrer (Bf)

***1*** ***2*** ***3*** folgenden Antrag:
Antrag auf Familienbeihilfe ab 01.01.2019
Sehr geehrte Damen und Herren,

gemdf3 dem Artikel 67 der Verordnung (EG) Nr.: 883/2004 unterliegt eine natiirliche Person den
Rechtsvorschriften des EU-Mitgliedstaates in dem sie entweder ein Dienstverhdltnis hat oder
sich liberwiegend aufhdlt. Durch die Erwerbstdtigkeit zahlt die natiirliche Person
Sozialversicherung dadurch sie liber einen Zugriff zum ésterreichischen Sozialsystem verfiigt.
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Bezugnehmend auf die oben genannten EU- Verordnung beantrage ich die Auszahlung der
Familienbeihilfe ohne Indexierung ab 01.01.2019, da die EU-Verordnung subsididr anwendbar
(in der Rechtshierarchie an der ersten Stelle vor den nationalen Rechtsbestimmungen steht) ist.

Mit freundlichen Griifsen,

Abweisungsbescheid

Mit Bescheid vom 20.1.2021 wies das Finanzamt hierauf den "Antrag vom 11.12.2020 auf
Familienbeihilfe” fir den im Dezember 1997 geborenen ***g*** **xp¥*x *kx*3%** und den im
Juni 2000 geborenen ***7*** *x*3:%x* jeweils ab Janner 2019 ab und fihrte dazu aus:

Da sich Ihre Kinder stdndig in Ungarn aufhalten besteht nur ein Anspruch auf die
Familienbeihilfe nach 8a des Familienlastenausgleichsgesetztes 1967 sowie auf den
Kinderabsetzberag nach 33 Abs. des Einkommensteuergesetztes 1988, und Ihr Antrag wird
daher abgewiesen.

Beschwerde

Mit Schreiben vom 28.1.2021 erhob der Bf Beschwerde gegen den Abweisungsbescheid vom
20.1.2021 und wiederholte zur Begriindung die Ausfiihrungen im Antrag vom 7.12.2020.

Beschwerdevorentscheidung

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 24.2.2021 wies das Finanzamt die Beschwerde als
unbegriindet ab:

In Ihrer Beschwerde beantragen Sie die Gewdhrung der Familienbeihilfe in Héhe der in § 8
Abs. 3 und 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes (FLAG) 1967 festgelegten Betréige und die
Gewdihrung des Kinderabsetzbetrages in Hohe des in § 33 Abs. 3 erster Satz des
Einkommensteuergesetz 1988 festgelegten Betrages.

Aufgrund Ihrer Erwerbstdtigkeit in Osterreich liegt ein grenziiberschreitender Sachverhalt vor,
weshalb die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 anzuwenden ist. Gemdf Art. 11 dieser Verordnung
unterliegt eine Person, die in einem Mitgliedsstaat eine Beschdftigung oder selbstdndige
Tatigkeit ausiibt, den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedsstaates auch fiir Kinder, die sich in
einem anderen Mitgliedsstaat aufhalten.

Gemdfs § 8a des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 sind die Betrdge an Familienbeihilfe
und gemdfS § 33 Abs. 3 Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 ist der Kinderabsetzbetrag fiir
Kinder, die sich sténdig in einem anderen Mitgliedsstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer
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anderen Vertragspartei des Abkommen (iber den Europdischen Wirtschaftsraum oder der
Schweiz aufhalten, an das Preisniveau des Wohnortstaates anzupassen. Die Betrige an
Familienbeihilfe nach § 8a des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 und des
Kinderabsetzbetrages nach § 33 Abs. 3 Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 wurden mit der
Familienbeihilfe-Kinderabsetzbetrag-EU-Anpassungsverordnung (BGBI. Il NR. 318/2018)
kundgemacht und gelten ab 01.01.2019.

Da sich Ihre Kinder stdndig in Ungarn aufhalten, besteht nur ein Anspruch auf Familienbeihilfe
nach § 8a des Familienlastenausgleichsgesetz 1967 sowie den Kinderabsetzbetrag nach § 33
Abs. 3 Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988, und lhre Beschwerde wird daher abgewiesen.

Vorlageantrag

Mit Schreiben vom 4.3.2021 stellte der Bf Vorlageantrag und wiederholte zur Begriindung die
Ausfiihrungen im Antrag vom 7.12.2020.

Vorlage

Mit Bericht vom 27.4.2021 legte das Finanzamt die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht zur
Entscheidung vor und flihrte unter anderem aus:

Inhaltsverzeichnis zu den vorgelegten Aktenteilen (Aktenverzeichnis)

Beschwerde

1 Beschwerde 28.01.2021
Bescheide

2 Familienbeihilfe (Zeitraum: 01.2019-04.2021) 20.01.2021
Antrag / Anzeige an die Behtrde

3 Antrag auf volle Familienbeihilfe 11.12.2020
Beschwerdevorentscheidung

4 Beschwerdevorentscheidung 24.02.2021
Vorlageantrag

5 Vorlageantrag 10.03.2021

Bezughabende Normen

§ 8a des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 und § 33 Abs. 3 Z 2 des
Einkommensteuergesetzes 1988

Sachverhalt und Antrége

Sachverhalt:

Es wird die volle Familienbeihilfe ohne Indexierung riickwirkend mit 01.01.2019 beantragt.
Beweismittel:

Siehe beigefiigte Unterlagen.
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Stellungnahme:

Gemdf3 § 8a des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 sind die Betréige an Familienbeihilfe
und gemdf3 § 33 Abs. 3 Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 ist der Kinderabsetzbetrag flir
Kinder, die sich sténdig in einem anderen Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer
anderen Vertragspartei des Abkommen (iber den Europdischen Wirtschaftsraum oder der
Schweiz aufhalten, an das Preisniveau des Wohnortstaates anzupassen. Die Betrége an
Familienbeihilfe nach § 8a des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 und des
Kinderabsetzbetrages nach § 33 Abs. 3 Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 wurden mit der
Familienbeihilfe-Kinderabsetzbetrag-EU-Anpassungsverordnung (BGBI. Il Nr. 318/2018)
kundgemacht und gelten ab 1.1.2019. Das Finanzamt Osterreich beantragt, den Antrag als
unbegriindet abzuweisen.

Aussetzungsbeschluss

Mit Beschluss vom 13.5.2020 setzte das Bundesfinanzgericht die Entscheidung tber die
Beschwerde gemald § 271 BAO bis zur Entscheidung des Bundesfinanzgerichts zur Zahl
RV/7101361/2020 aus. Die Begriindung dazu lautete:

Mit Beschluss BFG 16.4.2020, RE/7100001/2020 hat das Bundesfinanzgericht den EuGH mit der
im gegenstdndlichen Verfahren strittigen Rechtsfrage befasst. Die Entscheidung liber das
gegenstdndliche Verfahren ist daher gemdfs § 271 BAO bis zur Entscheidung des
Bundesfinanzgerichts zur Zahl RV/7101361/2020, das dem Beschluss vom 16.4.2020 zugrunde

liegt, auszusetzen.

Ein Vorhalt der beabsichtigen Aussetzung war nicht erforderlich, da sich der Bf knapp, aber
doch auf den Vorrang des Unionsrechts gegeniiber dem nationalen Recht beruft und zur
allgemein gliltigen Auslegung des Unionsrechts der EuGH zusténdig ist. Dass die mdgliche
Auslegung des Unionsrechts nicht so eindeutig ist, wie das der Bf vorbringt, hat das BFG in
seinem Beschluss vom 16.4.2020 dargelegt. Nach § 290 Abs. 2 BAO diirfen bis zur Einlangen der
Vorabentscheidung des Gerichtshofs nur solche Amtshandlungen vorgenommen werden, die
durch die Vorabentscheidung nicht beeinflusst werden kénnen. Die Entscheidung des
gegenstdndlichen Verfahrens hdngt unmittelbar vom Ergebnis des
Vorabentscheidungsverfahrens ab. Es ist daher die Entscheidung des Gerichtshofs und danach
jene des Bundesfinanzgerichts im Anlassverfahren abzuwarten.

Entscheidung BFG 7.7.2022, RV/7101361/2020

Mit Erkenntnis BFG 7.7.2022, RV/7101361/2020 hat das Bundesfinanzgericht der Beschwerde
Folge gegeben und dazu ausgefiihrt:
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Entscheidung des EuGH

Der Gerichtshof der Europdischen Union entschied mit Urteil EuGH 16. 6. 2022, C-328/20,
ECLI:EU:C:2022:468, im Vertragsverletzungsverfahren (die Indexierung nach der
unterschiedlichen Kaufkraft in den einzelnen Mitgliedstaaten bzw. Vertragsstaaten wird dort
als Anpassungsmechanismus bezeichnet):

1. Die Republik Osterreich hat durch die - auf die Anderung von § 8a des Bundesgesetzes
betreffend den Familienlastenausgleich durch Beihilfen vom 24. Oktober 1967 in der durch das
Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das Einkommensteuergesetz
1988 und das Entwicklungshelfergesetz gedindert werden, vom 4. Dezember 2018 gedinderten
Fassung und von § 33 des Bundesgesetzes liber die Besteuerung des Einkommens natlirlicher
Personen vom 7. Juli 1988 in der durch das Jahressteuergesetz 2018 vom 14. August 2018 und
das Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das
Einkommensteuergesetz 1988 und das Entwicklungshelfergesetz gedindert werden, vom 4.
Dezember 2018 gednderten Fassung zuriickgehende - Einfiihrung eines
Anpassungsmechanismus in Bezug auf die Familienbeihilfe und den Kinderabsetzbetrag fiir
Erwerbstdtige, deren Kinder sténdig in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, gegen ihre
Verpflichtungen aus den Art. 4 und 67 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen
Sicherheit sowie aus Art. 7 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 liber die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer innerhalb
der Union verstofsen.

2. Die Republik Osterreich hat durch die - auf die Anderung von § 8a des Bundesgesetzes
betreffend den Familienlastenausgleich durch Beihilfen vom 24. Oktober 1967 in der durch das
Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das Einkommensteuergesetz
1988 und das Entwicklungshelfergesetz gedndert werden, vom 4. Dezember 2018 gedinderten
Fassung und von § 33 des Bundesgesetzes liber die Besteuerung des Einkommens natlirlicher
Personen vom 7. Juli 1988 in der durch das Jahressteuergesetz 2018 vom 14. August 2018 und
das Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das
Einkommensteuergesetz 1988 und das Entwicklungshelfergesetz gedindert werden, vom 4.
Dezember 2018 gedinderten Fassung zuriickgehende - Einfiihrung eines
Anpassungsmechanismus in Bezug auf den Familienbonus Plus, den
Alleinverdienerabsetzbetrag, den Alleinerzieherabsetzbetrag und den Unterhaltsabsetzbetrag
flir Wanderarbeitnehmer, deren Kinder stéindig in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, gegen
ihre Verpflichtungen aus Art. 7 Abs. 2 der Verordnung Nr. 492/2011 verstofen.

3. Die Republik Osterreich tréigt neben ihren eigenen Kosten die der Europdischen Kommission
entstandenen Kosten.

Die Tschechische Republik, das Kénigreich Ddnemark, die Republik Kroatien, die Republik Polen,
Rumdinien, die Republik Slowenien und die Slowakische Republik sowie das Kénigreich
Norwegen und die EFTA-Uberwachungsbehérde tragen ihre eigenen Kosten.

Dazu fiihrte er im Einzelnen unter anderem aus:

Zur Klage
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29 Die Kommission stiitzt ihre Klage auf zwei Riigen. Die erste betrifft einen Verstofs gegen
die Art. 7 und 67 der Verordnung Nr. 883/2004 und die zweite einen Verstof gegen Art. 4 der
Verordnung Nr. 883/2004 sowie gegen Art. 7 Abs. 2 der Verordnung Nr. 492/2011.

Zur ersten Riige: Verstof3 gegen die Art. 7 und 67 der Verordnung Nr. 883/2004

Wiirdigung durch den Gerichtshof

42  Zundchst ist festzustellen, dass die Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag, die
Gegenstand der ersten Rlige sind, unstreitig Familienleistungen im Sinne von Art. 1 Buchst. z
der Verordnung Nr. 883/2004 sind und dass diese Verordnung auf den
Anpassungsmechanismus anwendbar ist, da sie fiir alle Rechtsvorschriften gilt, die Zweige der
sozialen Sicherheit in Bezug auf Familienleistungen betreffen.

43  Daher miissen die Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag insbesondere Art. 7 der
Verordnung Nr. 883/2004 entsprechen, wonach solche Leistungen, sofern in dieser Verordnung
nichts anderes bestimmt ist, ,nicht aufgrund der Tatsache gekiirzt, geédndert, zum Ruhen
gebracht, entzogen oder beschlagnahmt werden [diirfen], dass der Berechtigte oder seine
Familienangehérigen in einem anderen als dem Mitgliedstaat wohnt bzw. wohnen, in dem der
zur Zahlung verpflichtete Tréiiger seinen Sitz hat”.

44  Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass Art. 67 der Verordnung Nr. 883/2004 den Grundsatz
festlegt, dass eine Person Anspruch auf Familienleistungen fiir Familienangehérige, die in einem
anderen als dem fiir die Gewdhrung dieser Leistungen zusténdigen Mitgliedstaat wohnen, so
erheben kann, als wiirden sie in dem zustdndigen Mitgliedstaat wohnen (Urteil vom 22.
Oktober 2015, Trapkowski, C-378/14, EU:C:2015:720, Rn. 35).

45 Da Art. 67 der Verordnung Nr. 883/2004 speziell in Bezug auf Familienleistungen die
Vorgaben von Art. 7 dieser Verordnung tibernimmt, fiihrt ein Verstof$s gegen Art. 67 auch zu
einem Verstofs gegen Art. 7 dieser Verordnung.

46  Des Weiteren hat der Gerichtshof wiederholt entschieden, dass mit den Art. 7 und 67 der
Verordnung Nr. 883/2004 verhindert werden soll, dass ein Mitgliedstaat die Gewdhrung oder
die Héhe von Familienleistungen davon abhéngig machen kann, dass die Familienangehérigen
des Erwerbstdtigen in dem die Leistungen erbringenden Mitgliedstaat wohnen (vgl. u. a. Urteil
vom 25. November 2021, Finanzamt Osterreich [Familienleistungen fiir Entwicklungshelfer],
C-372/20, EU:C:2021:962, Rn. 76 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

47  Art. 67 der Verordnung Nr. 883/2004 ist daher dahin auszulegen, dass die
Familienleistungen, die ein Mitgliedstaat Erwerbstdtigen gewdhrt, deren Familienangehdrige in
diesem Mitgliedstaat wohnen, exakt jenen entsprechen mlissen, die er Erwerbstéitigen gewdihrt,
deren Familienangehérige in einem anderen Mitgliedstaat wohnen. Entgegen dem Vorbringen
der Republik Osterreich rechtfertigen es die Kaufkraftunterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten im Hinblick auf diese Bestimmung nicht, dass ein Mitgliedstaat dieser zweiten
Personengruppe Leistungen in anderer Héhe gewdhrt als der ersten Personengruppe.

48  Sicherlich ist der in Art. 67 der Verordnung Nr. 883/2004 normierte Grundsatz der
Gleichstellung insofern kein absoluter, als die Antikumulierungsvorschriften des Art. 68 dieser
Verordnung Anwendung finden, wenn mehrere Anspriiche aufgrund unterschiedlicher
Rechtsordnungen geschuldet werden (Urteil vom 18. September 2019, Moser, C-32/18,
EU:C:2019:752, Rn. 40 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).
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49  Der Gerichtshof hat konkret zu Art. 68 Abs. 2 der Verordnung Nr. 883/2004 entschieden,
dass solche Antikumulierungsvorschriften dem Empfénger der von mehreren Mitgliedstaaten
gezahlten Leistungen einen Gesamtbetrag an Leistungen garantieren sollen, der gleich dem
Betrag der giinstigsten Leistung ist, die ihm nach dem Recht nur eines dieser Staaten zusteht
(Urteil vom 18. September 2019, Moser, C-32/18, EU:C:2019:752, Rn. 42 und die dort
angefiihrte Rechtsprechung).

50 Bei der Priifung der Behandlung der von der Verordnung Nr. 883/2004 erfassten
Arbeitnehmer kommt es daher auf den wirtschaftlichen Wert dieser Leistungen nicht im
Hinblick auf die Kaufkraft und das Preisniveau am Wohnort der betreffenden Personen, sondern
im Hinblick auf die Hohe der geschuldeten Leistungen an.

51 In Anbetracht der in Art. 67 der Verordnung Nr. 883/2004 normierten Fiktion, wonach
eine Person flir Familienangehdrige, die in einem anderen als dem fiir die Gewdhrung von
Familienleistungen zustdndigen Mitgliedstaat wohnen, Anspruch auf diese Leistungen hat, als
ob die Familienangehérigen in diesem Mitgliedstaat wohnen wiirden, und unter
Beriicksichtigung des Umstandes, dass Wanderarbeitnehmern die sozialpolitischen
Mafinahmen des Aufnahmemitgliedstaats unter den gleichen Bedingungen zugutekommen
miissen wie inldndischen Arbeitnehmern, da sie mit den Steuern und Sozialabgaben, die sie in
diesem Staat aufgrund der dort von ihnen ausgelibten unselbstéindigen Erwerbstdtigkeit
entrichten, zur Finanzierung dieser MafSnahmen beitragen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 10.
Juli 2019, Aubriet, C-410/18, EU:C:2019:582, Rn. 33 und die dort angefiihrte Rechtsprechung),
diirfen die Mitgliedstaaten gemdf3 dieser Verordnung die Familienleistungen nicht nach
Mafigabe des Wohnstaats der Kinder des Begiinstigten anpassen.

52 Genau dies ist hier der Fall. Nur die Empfidnger von Familienleistungen, deren Kinder nicht
in Osterreich wohnen, unterliegen ndmlich dem Mechanismus zur Anpassung der Héhe dieser
Leistungen an das Preisniveau und die Kaufkraft am Wohnort ihrer Kinder. Ein solcher
Mechanismus gilt nicht fiir Familienleistungen, die fiir Kinder gewdhrt werden, die in
verschiedenen Regionen Osterreichs wohnen, obwohl zwischen diesen Regionen
Preisniveauunterschiede bestehen, die mit denen vergleichbar sind, die zwischen der Republik
Osterreich und anderen Mitgliedstaaten bestehen kénnen.

53 Dariiber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass — wie der Generalanwalt in den Nrn. 77 bis
79 seiner Schlussantréige ausgefiihrt hat — nicht feststeht, dass die Héhe der von der Republik
Osterreich gewdhrten Familienleistungen je nach den tatsdchlichen Lebenshaltungskosten oder
den tatsdchlichen Ausgaben fiir den Unterhalt der Kinder variiert, da diese Betréige pauschal
nach Maf3gabe der Zahl und gegebenenfalls des Alters der Kinder oder einer Behinderung der
Kinder gewdhrt werden.

54 Folglich kann nicht damit argumentiert werden, dass der Gerichtshof in seinem Urteil vom
18. September 2019, Moser (C-32/18, EU:C:2019:752, Rn. 53 und 54), festgestellt hat, dass das
mit den nationalen Rechtsvorschriften verfolgte Ziel entscheidend ist und dass ein Mitgliedstaat
die tatsdichlichen Einkommensverhdltnisse im Beschdftigungsstaat berliicksichtigen kann. In der
Rechtssache, die diesem Urteil zugrunde lag, ging es ndmlich um ein Kinderbetreuungsgeld, das
in seiner einkommensabhdngigen Variante eine Ersatzleistung fiir das vorherige
Erwerbseinkommen darstellte und keine Familienleistung betraf, die keinen Zusammenhang
mit den tatsdchlichen Kosten aufwies und deren Héhe unabhdingig von einer im Ermessen
liegenden individuellen Priifung der persénlichen Bediirftigkeit der Begiinstigten aufgrund eines
gesetzlich umschriebenen Tatbestands bemessen wurde (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 2. April
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2020, Caisse pour I’avenir des enfants [Kind des Ehegatten eines Grenzgdngers], C-802/18,
EU:C:2020:269, Rn. 36).

55 AufSerdem trifft es zwar zu, dass der Gerichtshof — wie die Republik Osterreich geltend
gemacht hat — in seinem Urteil vom 27. September 1988, Lenoir (313/86, EU:C:1988:452),
anerkannt hat, dass Leistungen, die zur Deckung gewisser durch den Beginn des Schuljahres der
Kinder veranlasster Kosten bestimmt sind, eng an das soziale Umfeld und damit auch an den
Wohnort der Betroffenen gebunden sind, so dass dieser Wohnort berticksichtigt werden kann,
doch hat der Gerichtshof in Rn. 16 dieses Urteils entschieden, dass regelmdfSige Geldleistungen,
wenn sie ,,ausschliefSlich nach MafSgabe der Zahl und gegebenenfalls des Alters der
Familienangehérigen” gewdihrt werden, ,,unabhéngig vom Wohnort des Empféingers und seiner
Familie zahlbar” bleiben. Die Republik Osterreich kann sich daher nicht auf dieses Urteil
berufen.

56  Was schlieflich die Relevanz des von der Republik Osterreich angefiihrten Urteils vom 15.
Januar 1986, Pinna (41/84, EU:C:1986:1), anbelangt, genligt der Hinweis, dass — wie der
Generalanwalt in Nr. 70 seiner Schlussantrdge hervorgehoben hat — der dieser Rechtssache
zugrunde liegende Rechtsstreit einen Unterschied hinsichtlich des Betrags oder der Héhe der
Leistungen je nachdem, in welchem Staat die betreffenden Familienangehérigen wohnten, zum
Gegenstand hatte, was zur Folge hatte, dass die erworbenen Rechte des Wanderarbeitnehmers
geschmdlert wurden und damit das Ziel, die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer in der Union zu
gewdhrleisten, missachtet wurde. Der Gerichtshof hat festgestellt, dass im Hinblick auf die
Grundfreiheit der Arbeitnehmerfreiziigigkeit mit Unionsrechtsvorschriften keine Unterschiede
eingeflihrt werden diirfen, die zu denen hinzutreten, die sich bereits aus der mangelnden
Harmonisierung der nationalen Rechtsvorschriften im Bereich der sozialen Sicherheit ergeben.
Diese Beurteilung gilt erst recht fiir eine nationale Bestimmung, die von dem vom
Unionsgesetzgeber aufgestellten und in Art. 67 der Verordnung Nr. 883/2004 normierten
Grundsatz der Gleichstellung abweicht.

57  Zur Vereinbarkeit des Indexierungsmechanismus, der in der neuen Regelung fiir das
Vereinigte Kénigreich innerhalb der Europdischen Union vorgesehen war, mit dem Unionsrecht
ist auf zwei Gesichtspunkte hinzuweisen. Zum einen ist diese Regelung nie in Kraft getreten,
weshalb die Kommission auch keinen Vorschlag zur Anderung der Verordnung Nr. 883/2004
vorgelegt hat, der es den Mitgliedstaaten erlaubt hdtte, die Sozialleistungen fiir Kinder, die in
einem anderen Mitgliedstaat wohnen als der Arbeitnehmer, zu indexieren. Zum anderen wdre
eine solche Anderung — wenn sie vom Unionsgesetzgeber angenommen worden wdre — wie das
Urteil vom 15. Januar 1986, Pinna (41/84, EU:C:1986:1), zeigt, jedenfalls im Hinblick auf Art. 45
AEUV ungiiltig gewesen.

58 Nach alledem ist die erste Riige, mit der ein Verstofs gegen die Verpflichtungen aus Art.
67 der Verordnung Nr. 883/2004 geltend gemacht wird, begriindet.

Zur zweiten Riige: Verstof gegen Art. 4 der Verordnung Nr. 883/2004 und Art. 7 Abs. 2 der
Verordnung Nr. 492/2011

Wiirdigung durch den Gerichtshof

93  Der Gerichtshof hat bereits entschieden, dass Art. 3 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1408/71,
der im Wesentlichen denselben Wortlaut wie Art. 4 der Verordnung Nr. 492/2011 hatte,
entsprechend Art. 39 EG (jetzt Art. 45 AEUV) zugunsten der Personen, fiir die die Verordnung
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galt, die Gleichbehandlung im Bereich der sozialen Sicherheit ohne Unterscheidung nach der
Staatsangehdrigkeit dadurch sicherstellen sollte, dass er alle Diskriminierungen beseitigt, die
sich insoweit aus den nationalen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten ergeben (Urteil vom
22. Juni 2011, Landtovd, C-399/09, EU:C:2011:415, Rn. 42).

94  Der in Art. 45 AEUV verankerte Gleichbehandlungsgrundsatz wird auch in Art. 7 Abs. 2 der
Verordnung Nr. 492/2011 konkretisiert, der klarstellt, dass ein Arbeitnehmer, der
Staatsangehdriger eines Mitgliedstaats ist, im Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaaten die
gleichen sozialen und steuerlichen Verglinstigungen geniefSst wie die inldndischen Arbeitnehmer,
wobei diese Bestimmung ebenso auszulegen ist wie Art. 45 AEUV (Urteil vom 2. April 2020,
Caisse pour I'avenir des enfants [Kind des Ehegatten eines Grenzgdngers], C-802/18,
EU:C:2020:269, Rn. 24 und 70 sowie die dort angefiihrte Rechtsprechung).

95  Der durch Art. 7 Abs. 2 der Verordnung Nr. 492/2011 auf Arbeitnehmer, die
Staatsangehdrige anderer Mitgliedstaaten sind, erstreckte Begriff der ,,sozialen Vergiinstigung”
umfasst alle Vergiinstigungen, die — ob sie an einen Arbeitsvertrag ankniipfen oder nicht — den
inléndischen Arbeitnehmern im Allgemeinen gewdhrt werden, und zwar hauptséichlich wegen
ihrer objektiven Arbeitnehmereigenschaft oder einfach wegen ihres Wohnorts im Inland, und
deren Erstreckung auf die Arbeitnehmer, die Staatsangehérige eines anderen Mitgliedstaats
sind, deshalb als geeignet erscheint, deren Mobilitdt innerhalb der Union und daher auch ihre
Integration im Aufnahmemitgliedstaat zu férdern, und dieser Begriff der sozialen
Vergiinstigung darf nicht eng ausgelegt werden (Urteil vom 2. April 2020, Caisse pour I’avenir
des enfants [Kind des Ehegatten eines Grenzgdngers], C-802/18, EU:C:2020:269, Rn. 25 und 29
sowie die dort angefiihrte Rechtsprechung).

96 Des Weiteren ergibt sich aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs, dass bestimmte
Leistungen sowohl Familienleistungen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Buchst. j der Verordnung Nr.
883/2004 als auch soziale Vergiinstigungen im Sinne von Art. 7 Abs. 2 der Verordnung Nr.
492/2011 bilden kénnen (Urteil vom 2. April 2020, Caisse pour I’avenir des enfants [Kind des
Ehegatten eines Grenzgdngers], C-802/18, EU:C:2020:269, Rn. 45 und 46 sowie die dort
angefiihrte Rechtsprechung).

97  Wie der Generalanwalt in Nr. 124 seiner Schlussantrédge ausgefiihrt hat, ist im
vorliegenden Fall unstreitig, dass die Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag sowohl!
Familienleistungen, die dem Gleichbehandlungsgrundsatz nach Art. 4 der Verordnung Nr.
883/2004 unterliegen, als auch soziale Vergiinstigungen, die in den Anwendungsbereich von
Art. 7 Abs. 2 der Verordnung Nr. 492/2011 fallen, sind, wdhrend der Familienbonus Plus, der
Alleinverdienerabsetzbetrag, der Alleinerzieherabsetzbetrag und der Unterhaltsabsetzbetrag
nur dem Gleichbehandlungsgrundsatz nach Art. 7 Abs. 2 der Verordnung Nr. 492/2011
unterliegen.

98 Jedenfalls konkretisieren sowohl Art. 4 der Verordnung Nr. 883/2004 als auch Art. 7 Abs.
2 der Verordnung Nr. 492/2011 den in Art. 45 AEUV verankerten Grundsatz der
Gleichbehandlung im Bereich der sozialen Sicherheit. Daher sind diese beiden Bestimmungen
grundsdtzlich in gleicher Weise und im Einklang mit Art. 45 AEUV auszulegen.

99  Eine auf dem Wohnsitz beruhende Unterscheidung, die sich stidrker zum Nachteil der
Angehdérigen anderer Mitgliedstaaten auswirken kann, da Gebietsfremde meist Auslédnder sind,
stellt nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs eine mittelbare Ungleichbehandlung aufgrund
der Staatsangehdrigkeit dar, die nur dann zuldssig wdre, wenn sie objektiv gerechtfertigt ist
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(Urteil vom 2. April 2020, Caisse pour I’avenir des enfants [Kind des Ehegatten eines
Grenzgdngers], C-802/18, EU:C:2020:269, Rn. 56 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

100 Im vorliegenden Fall bewirkt der Anpassungsmechanismus, dass sich die Hohe der
Familienleistungen und der sozialen Vergiinstigungen, auf die er abzielt, nach dem Preisniveau
am Wohnort der Kinder dndert. Anpassungen nach oben oder unten werden daher nur
vorgenommen, wenn das Kind nicht in Osterreich wohnt. Unter diesen Umsténden lésst sich die
unmittelbare Verbindung zum Wohnstaat der Kinder nicht bestreiten.

101 Wie der Generalanwalt in den Nrn. 130 und 131 seiner Schlussantrége ausgefiihrt hat,
betrifft die Verringerung der Familienleistungen sowie der sozialen und steuerlichen
Verglinstigungen, die sich aus dem im Anpassungsmechanismus festgelegten Kriterium des
Wohnsitzes der Kinder ergibt, im Wesentlichen die Wanderarbeitnehmer, da insbesondere ihre
Kinder in einem anderen Mitgliedstaat wohnen kénnen (Urteil vom 20. Juni 2013, Giersch u. a.,
C-20/12, EU:C:2013:411, Rn. 44). Auflerdem Idsst sich der dem Gerichtshof vorliegende Akte
entnehmen, dass aufgrund der Unterschiede bei den Lebenshaltungskosten in diesen Staaten
im Vergleich zu jenen in Osterreich, die sich in den in der Anpassungsverordnung enthaltenen
Anpassungsfaktoren widerspiegeln, die Arbeitnehmer, die von diesen Staaten aus von ihrer
Freiziigigkeit Gebrauch gemacht haben, Familienleistungen sowie soziale und steuerliche
Vergiinstigungen grofSteils in geringerer Héhe erhalten als inldndische Arbeitnehmer.

102 Zum Vorbringen der Republik Osterreich, der Anpassungsmechanismus stelle angesichts
der Unterschiede im Preisniveau im Vergleich zu den betreffenden Staaten sicher, dass
ungleiche Sachverhalte auch entsprechend differenziert behandelt wiirden, geniigt der Hinweis,
dass die dem Anpassungsmechanismus unterliegenden Familienleistungen sowie sozialen und
steuerlichen Vergiinstigungen nicht nach Maf3gabe der tatséichlichen Kosten fiir den Unterhalt
der Kinder festgesetzt werden. Diese Leistungen und Vergiinstigungen werden némlich
pauschal gewdhrt und richten sich nach der Zahl und gegebenenfalls dem Alter der Kinder,
ohne deren tatsdchlichen Bediirfnissen Rechnung zu tragen.

103 Folglich betrifft der Anpassungsmechanismus, nach dem das fiir die Hé6he der
Familienleistungen sowie der sozialen und steuerlichen Vergiinstigungen mafigebliche
Kriterium der Auslandswohnsitz der Kinder ist, Wanderarbeitnehmer stdrker. Er stellt daher
eine mittelbare Diskriminierung aufgrund der Staatsangehérigkeit dar, die nur zuléissig ist,
wenn sie objektiv gerechtfertigt ist.

104 Der Gerichtshof hat wiederholt entschieden, dass eine solche mittelbare Diskriminierung
dann gerechtfertigt ist, wenn sie geeignet ist, die Verwirklichung eines legitimen Ziels zu
gewdbhrleisten, und nicht (iber das hinausgeht, was zur Erreichung dieses Ziels erforderlich ist
(Urteil vom 2. April 2020, Caisse pour I’avenir des enfants [Kind des Ehegatten eines
Grenzgdngers], C-802/18, EU:C:2020:269, Rn. 58 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

105 Die von der Republik Osterreich angefiihrte Rechtfertigung, wonach mit der Anpassung
der Héhe der Leistungen fiir gebietsfremde Kinder sichergestellt werden solle, dass die
Unterstiitzung und die daraus folgende Erleichterung der Familienlasten wertmdflig den fiir in
Osterreich wohnhaften Kindern gewdhrten Leistungen entspréchen, entbehrt aus den oben in
Rn. 102 angefiihrten Griinden jeder Grundlage. Dariiber hinaus unterliegen die in Rede
stehenden Familienleistungen und sozialen Verglinstigungen, wie bereits oben in Rn. 52
ausgefiihrt worden ist, nicht dem Anpassungsmechanismus, wenn die Kinder in Osterreich
wohnen, obwohl zwischen den Regionen dieses Mitgliedstaats unstreitig Unterschiede im
Preisniveau bestehen, die mit jenen vergleichbar sind, die méglicherweise zwischen der
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Republik Osterreich und anderen Mitgliedstaaten bestehen. Diese mangelnde Kohérenz bei der
Anwendung des Anpassungsmechanismus bestdtigt, dass die von der Republik Osterreich
geltend gemachte Rechtfertigung nicht durchgreifen kann.

106 Aufierdem kann die Ungleichbehandlung, die sich aus dem Anpassungsmechanismus
ergibt, nicht mit dem von der Republik Osterreich geltend gemachten Ziel der Gewdhrleistung
der Unterhaltsfunktion sowie der Ausgewogenheit des Sozialsystems gerechtfertigt werden.

107 Zundchst ergibt sich ndmlich, wie die Kommission im schriftlichen Verfahren vor dem
Gerichtshof ausgefiihrt hat, aus dem Rechnungshofbericht weder, dass eine erhebliche
Gefdhrdung des finanziellen Gleichgewichts besteht, der durch die blofSe Einfiihrung eines
Anpassungsmechanismus abgeholfen werden kénnte, noch, dass der Anpassungsmechanismus
geeignet ist, die Verwaltung der Familienleistungen sowie der sozialen und steuerlichen
Vergiinstigungen zu vereinfachen. Denn selbst wenn man — wie die Republik Osterreich — davon
ausgeht, dass die zusdtzlichen Kosten des Anpassungsmechanismus sehr beschrdnkt seien,
dndert dies nichts daran, dass es solche zusdtzlichen Kosten gibt. Wie der Generalanwalt in Nr.
142 seiner Schlussantrdge zu Recht ausgefiihrt hat, wird jedoch nicht bestritten, dass diese
Kosten von allen getragen werden, die Beitriige zum Staatshaushalt leisten. Aufserdem lésst
sich dem Rechnungshofbericht entnehmen, dass das Risiko einer Gefdhrdung des finanziellen
Gleichgewichts des Systems der sozialen Sicherheit nicht von der Zahlung von Leistungen an
Arbeitnehmer, deren Kinder auferhalb Osterreichs wohnen, herriihrt, da diese Leistungen nur
etwa 6 % der Aufwendungen fiir Familienleistungen ausmachen, sondern dass dieses Risiko sich
aus dem Fehlen einer angemessenen Kontrolle in Bezug auf die Gewdihrung dieser Leistungen
ergeben kénnte.

108 Sodann beruht die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union auf einer Reihe
von Grundsdtzen, darunter dem der Gleichbehandlung. Seine Umsetzung im Bereich der
sozialen Sicherheit wird zudem durch eine Unionsregelung gewdbhrleistet, die insbesondere auf
dem Grundsatz der Anwendbarkeit nur eines Rechts in diesem Bereich beruht. Mit diesem in
Art. 11 Abs. 1 der Verordnung Nr. 883/2004 verankerten Grundsatz sollen
Ungleichbehandlungen beseitigt werden, die bei Arbeitnehmern, die innerhalb der Union zu-
und abwandern, die Folge einer teilweisen oder vollstindigen Kumulierung der anwendbaren
Rechtsvorschriften wéren. Um die Gleichbehandlung aller im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
erwerbstdtigen Personen am besten zu gewdhrleisten, unterliegt daher nach Art. 11 Abs. 3
dieser Verordnung eine Person, die in einem Mitgliedstaat eine Beschdftigung oder eine
selbstdndige Erwerbstdtigkeit ausiibt, in der Regel den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats
und muss nach Art. 4 dieser Verordnung dort die gleichen Leistungen erhalten wie die
Staatsangehdrigen dieses Mitgliedstaats.

109 Schliefilich hat der Gerichtshof wiederholt entschieden, dass Wanderarbeitnehmer mit
den Steuern und Sozialabgaben, die sie im Aufnahmemitgliedstaat aufgrund der dort von ihnen
ausgelibten unselbsténdigen Erwerbstdtigkeit entrichten, zur Finanzierung der sozialpolitischen
Mafinahmen dieses Staats beitragen. Daher miissen ihnen diese MafSnahmen unter den
gleichen Bedingungen zugutekommen wie inléndischen Arbeitnehmern (Urteil vom 10. Juli
2019, Aubriet, C-410/18, EU:C:2019:582, Rn. 33 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).
Dadurch wird die Bedeutung des Ansatzes bestétigt, wonach Wanderarbeitnehmer in Bezug auf
Familienleistungen sowie steuerliche und soziale Vergiinstigungen gleichbehandelt werden
mlissen.

110 Im vorliegenden Fall wird nicht bestritten, dass die dsterreichische Familienbeihilfe durch
Arbeitgeberbeitrdge finanziert wird, die auf der Grundlage des Gesamtbetrags der Léhne der
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von ihnen beschdftigten Arbeitnehmer berechnet werden, so dass der Wanderarbeitnehmer in
gleicher Weise wie ein inldndischer Arbeitnehmer an der Festsetzung der Héhe der von seinem
Arbeitgeber gezahlten Betréige beteiligt ist, ohne dass es auf den Wohnort der Kinder der
Arbeitnehmer ankommt. Gleiches gilt fiir den Familienbonus Plus und die anderen
Absetzbetréige, die dem Anpassungsmechanismus unterliegen, da diese steuerlichen
Verglinstigungen aus der Steuer auf die Einkommen der Arbeitnehmer finanziert werden, ohne
danach zu unterscheiden, ob ihr Kind in Osterreich wohnt oder nicht.

111 Unter diesen Umstdnden ist, wie der Generalanwalt in Nr. 146 seiner Schlussantrdge
ausgefiihrt hat, davon auszugehen, dass die durch den Anpassungsmechanismus eingefiihrte
unterschiedliche Behandlung je nach dem Wohnort des Kindes des betreffenden Arbeitnehmers
weder geeignet noch erforderlich ist, um die Unterhaltsfunktion sowie die Ausgewogenheit des
Sozialsystems zu gewdhrleisten.

112 Die zweite Riige der Kommission ist daher ebenfalls begriindet.

Wie im Beschluss BFG 18. 6. 2022, RE/7100001/2022 néher dargestellt, war auf Grund des
Urteils EuGH 16. 6. 2022, C-328/20 das mit Beschluss BFG 16. 4. 2020, RE/7100001/2020
gestellte Vorabentscheidungsersuchen zuriickzunehmen.

Die vom Gerichtshof der Europdischen Union mit Urteil EuGH 16. 6. 2022, C-328/20 getroffene
Auslegung ist auch im Beschwerdeverfahren vor dem Bundesfinanzgericht zu RV/7101361/2020
zu beachten.

Verdrangungswirkung des Unionsrechts

Nach stindiger Rechtsprechung des EuGH sind die Wirkungen des Grundsatzes des Vorrangs
des Unionsrechts fiir alle Einrichtungen eines Mitgliedstaats verbindlich, ohne dass dem
insbesondere die innerstaatlichen Bestimmungen, auch wenn sie — was hier nicht der Fall ist -
Verfassungsrang haben, entgegenstehen kénnten (vgl. EuGH 17. 12. 1970, 11/70,
Internationale Handelsgesellschaft, EU:C:1970:114, Rn. 3; EuGH 21. 12. 2021, C-357/19, C-
379/19, C-547/19, C-811/19 und C-840/19, Euro Box Promotion u. a., EU:C:2021:1034, Rn 251;
EuGH 22. 2. 2022, C-430/21, RS, EU:C:2022:99, Rn. 50).

Der Grundsatz des Vorrangs des Unionsrechts besagt, dass das Unionsrecht dem Recht der
Mitgliedstaaten vorgeht. Dieser Grundsatz verpflichtet daher alle mitgliedstaatlichen Stellen,
den verschiedenen Bestimmungen des Unionsrechts volle Wirksamkeit zu verschaffen, wobei
das Recht der Mitgliedstaaten die diesen Bestimmungen zuerkannte Wirkung im Hoheitsgebiet
dieser Staaten nicht beeintrdchtigen darf. Nach diesem Grundsatz ist ein nationales Gericht,
das im Rahmen seiner Zustéindigkeit die Bestimmungen des Unionsrechts anzuwenden hat und
nationale Rechtsvorschriften nicht im Einklang mit den Anforderungen des Unionsrechts
auslegen kann, verpflichtet, fiir die volle Wirksamkeit dieser Bestimmungen Sorge zu tragen,
indem es erforderlichenfalls jede — auch spéitere — entgegenstehende Bestimmung des
nationalen Rechts aus eigener Entscheidungsbefugnis unangewendet Iésst, ohne dass es die
vorherige Beseitigung dieser Bestimmung auf gesetzgeberischem Weg oder durch irgendein
anderes verfassungsrechtliches Verfahren beantragen oder abwarten miisste (vgl. EuGH 15. 7.
1964, 6/64, Costa, 6/64, EU:C:1964:66, S. 1270 und 1271; EuGH 19. 11. 2019, C-585/18,
C-624/18 und C-625/18, A. K. u. a., EU:C:2019:982, Rn. 157, 158 und 160; EuGH 6. 10. 2020,
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C-511/18, C-512/18 und C-520/18, La Quadrature du Net u. a., EU:C:2020:791, Rn. 214 und
215; EuGH 5. 4. 2022, C-140/20, G. D., EU:C:2022:258, Rn. 118).

Die Entscheidungen des EuGH binden alle Gerichte der Mitgliedstaaten auch fiir andere Fdille;
sie schaffen objektives Recht (vgl. OGH 29. 2. 1996, 8 ObA 211/96 u. v. a.). Alle Gerichte der
Mitgliedstaaten haben im Rahmen ihrer Zustdndigkeit das Unionsrecht uneingeschrénkt
anzuwenden und fiir die volle Wirksamkeit der unionsrechtlichen Normen Sorge zu tragen,
indem sie erforderlichenfalls jede entgegenstehende Bestimmung des nationalen Rechts aus
eigener Entscheidungsbefugnis unangewendet lassen (vgl. VfGH 5. 3. 1999, B 3073/96 u. a.).

Nach stdndiger Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europdischen Union wird durch die
Auslegung einer Vorschrift des Unionsrechts, die der Gerichtshof vornimmt, erldutert und
verdeutlicht, in welchem Sinne und mit welcher Tragweite diese Vorschrift seit ihrem
Inkrafttreten zu verstehen und anzuwenden ist oder gewesen wdre. Daraus folgt, dass die
Gerichte die Vorschrift in dieser Auslegung auch auf Rechtsverhdltnisse, die nach Inkrafttreten
dieser Vorschrift und vor Erlass des auf das Ersuchen um Auslegung ergangenen Urteils
entstanden sind, anwenden kénnen und miissen, wenn alle sonstigen Voraussetzungen fiir die
Anrufung der zustdndigen Gerichte in einem die Anwendung dieser Vorschrift betreffenden
Streit vorliegen (vgl. EuGH 5. 9. 2019, C-331/18, TE, EU:C:2019:665, Rn. 53; EuGH 13. 12. 2018,
C-385/17, Hein, EU:C:2018:1018, Rn. 56 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Nur der Gerichtshof kann in Ausnahmefdllen und aus zwingenden Erwégungen der
Rechtssicherheit eine voriibergehende Aussetzung der Verdrdngungswirkung herbeifiihren, die
eine unionsrechtliche Vorschrift gegeniiber mit ihr unvereinbarem nationalem Recht ausiibt
(vgl. EuGH 5. 4. 2022, C-140/20, G. D., EU:C:2022:258, Rn. 119).

Eine solche zeitliche Beschrénkung der Wirkungen einer Auslegung des Unionsrechts durch den
Gerichtshof ist im Urteil EuGH 16. 6. 2022, C-328/20 nicht erfolgt.

Nationales Recht, das in einer konkreten Konstellation im Widerspruch zu unmittelbar
anwendbarem Unionsrecht steht, wird fiir diese Konstellation verdréngt. Nationales Recht
bleibt insoweit unangewendet, als ein VerstofS gegen unmittelbar anwendbares Unionsrecht
gegeben ist. Steht der Anwendung einer nationalen Norm der Anwendungsvorrang unmittelbar
anwendbaren Unionsrechts entgegen, wdre die Anwendung der nationalen Norm einer
denkunmdéglichen Gesetzesanwendung gleichzuhalten, die mit den Vorgaben des
gleichheitsrechtlichen Willkiirverbotes nicht zu vereinbaren ist (vgl. VfGH 4. 3. 2021, E
3131/2020). Die Verdrdngungswirkung des Unionsrechts hat zur Folge, dass die nationale
gesetzliche Regelung in jener Gestalt anwendbar bleibt, in der sie nicht mehr im Widerspruch
zum Unionsrecht steht.

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichthofs erreicht die Verdréingung des nationalen
Rechts , blof jenes Ausmaf, das gerade noch hinreicht, um einen unionsrechtskonformen
Zustand herbeizufiihren” (vgl. VWGH 24. 6. 2021, Ro 2018/16/0040; VWGH 19. 3. 2013,
2010/15/0065; VWGH 17. 4. 2008, 2008/15/0064).

Ldsst das Unionsrecht fiir eine bestimmte Konstellation mehrere Lésungen zu, ist es Aufgabe
des Gesetzgebers, innerhalb des vom Unionsrecht vorgegebenen Rahmens eine nationale
Regelung zu normieren. Solange der Gesetzgeber diese Entscheidung nicht getroffen hat, und
soweit dem Unionsrecht unmittelbare Anwendbarkeit zukommt, muss der Rechtsanwender eine
,bereinigte Rechtslage” zur Anwendung bringen. Bestehen mehrere gleichwertige
unionsrechtskonforme Lésungen, hat nach dieser Rechtsprechung der Rechtsanwender nicht ein
freies Wahlrecht, sondern hat nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs jene
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Lésung zur Anwendung zu bringen, mit welcher materiell am wenigsten in das nationale Recht
eingegriffen wird. Soweit als méglich ist nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs
die normative Anordnung des nationalen Gesetzgebers aufrechtzuerhalten (vgl. VWGH 24. 6.
2021, Ro 2018/16/0040; VwGH 19. 3. 2013, 2010/15/0065; VwGH 25. 10. 2011,
2011/15/0070).

Unzul3ssigkeit einer Indexierung an Hand der Kaufkraft in den einzelnen
Mitgliedstaaten (Vertragsstaaten)

Ein derartiger Fall liegt hier nicht vor. Der EuGH hat eindeutig ausgesprochen, dass Art. 67 VO
883/2004 dahin auszulegen ist, dass die Familienleistungen, die ein Mitgliedstaat
(Vertragsstaat) Erwerbstdtigen gewdhrt, deren Familienangehérige in diesem Mitgliedstaat
(Vertragsstaat) wohnen, exakt jenen entsprechen miissen, die er Erwerbstdtigen gewdhrt,
deren Familienangehérige in einem anderen Mitgliedstaat (Vertragsstaat) wohnen (Rn. 47).
Kaufkraftunterschiede zwischen den Mitgliedstaaten (Vertragsstaaten) rechtfertigen im
Hinblick auf diese Bestimmung nicht, dass ein Mitgliedstaat (Vertragsstaat) dieser zweiten
Personengruppe Leistungen in anderer Hohe gewdhrt als der ersten Personengruppe (Rn. 47).

Im Hinblick auf die Wohnsitzfiktion des Art. 67 VO 883/2004 und der Beitrége von
Wanderarbeitnehmern zur Finanzierung der sozialpolitischen MafSnahmen des
Aufnahmemitgliedstaats diirfen die Mitgliedstaaten (Vertragsstaaten) gemdpf dieser
Verordnung die Familienleistungen nicht nach MafSgabe des Wohnstaats der Kinder des
Begiinstigten anpassen (Rn. 51).

Eine Indexierung von Sozialleistungen fiir Kinder, die in einem anderen Mitgliedstaat
(Vertragsstaat) wohnen als der Arbeitnehmer, an Hand der Kaufkraftunterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten (Vertragsstaaten) wdre, selbst wenn dies das Sekunddrrecht zuliefSe, was nicht
der Fall ist, nach dem Primdrrecht der Union (Art. 45 AEUV) ungiiltig (Rn. 57 unter Hinweis auf
EuGH 15. 1. 1986, 41/84, Pinna, EU:C:1986:1).

Der Bf in der hier anhéingigen Rechtssache ist Unionsbiirger, in Osterreich erwerbstiitig, seine
Kinder wohnen stéindig in einem anderen Mitgliedstaat der Union.

Nichtanwendung von § 8a FLAG 1967 und § 33 Abs. 3 Z 2 EStG 1988

Die einzige unionsrechtskonforme Lésung der hier anhéngigen Rechtssache kann nur darin
bestehen, gemdfs dem Urteil EuGH 16. 6. 2022, C-328/20 § 8a FLAG 1967 und § 33 Abs. 37 2
EStG 1988 infolge Verdréingung durch das Unionsrecht nicht anzuwenden.

Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheids

Der angefochtene Bescheid erweist sich daher als rechtswidrig (Art. 132 Abs. 1 Z 1 B-VG), er ist
gemdfs § 279 BAO ersatzlos aufzuheben.
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Herstellung des der Rechtsanschauung des Bundesfinanzgerichtes entsprechenden
Rechtszustands

Das FLAG 1967 kennt keine bescheidmdfSige Zuerkennung von Familienbeihilfe. Gleiches gilt fiir
den gemdfs § 33 Abs. 3 EStG 1988 gemeinsam mit der Familienbeihilfe auszuzahlenden
Kinderabsetzbetrag.

Steht Familienbeihilfe zu, ist diese gemdfs § 11 FLAG 1967 vom Finanzamt auszuzahlen und
hiertiber vom Finanzamt gemdfs § 12 FLAG 1967 eine Mitteilung auszustellen. Diese Mitteilung
ist nicht rechtskraftféhig. Nur wenn einem Antrag auf Familienbeihilfe nicht oder nicht zur
Gdnze stattzugeben ist, ist hinsichtlich des(monatsbezogenen) Abspruchs liber die Abweisung
gemdfs § 13 Satz 2 FLAG 1967 ein Bescheid (Abweisungsbescheid) auszufertigen (vgl. Wanke in
Lenneis/Wanke, FLAG 2. A. 2020 § 26 Rz 3 m. w. N.).

Gemdfs § 25 Abs. 1 BFGG und § 282 BAO ist das Finanzamt verpflichtet, im gegenstéindlichen
Fall mit den ihm zu Gebote stehenden rechtlichen Mitteln unverziiglich den der
Rechtsanschauung des Bundesfinanzgerichtes entsprechenden Rechtszustand herzustellen und
die Auszahlung der Familienbeihilfe und des Kinderabsetzbetrags im ausgefiihrten Umfang,
also ohne Anwendung der Indexierungsbestimmungen von § 8a FLAG 1967 und § 33 Abs. 3Z2
EStG 1988, vorzunehmen.

BGBI. I Nr. 135/2022

Auf Grund des Beschlusses des Nationalrats in seiner 169. Sitzung der 27.
Gesetzgebungsperiode am 8. Juli 2022 wurde mit BGBI. | Nr. 135/2022 das FLAG 1967 und das
EStG 1988 auf Grund des Urteils EuGH 16.6.2022, C-328/20 wie folgt gedndert:

Artikel 1
Anderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBI. | Nr. 376/1967, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. | Nr. 93/2022, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 3 werden folgende Abs. 6 und 7 angefiigt:

,(6) Personen, denen aufgrund der Verordnung der Bundesregierung (iber ein voriibergehendes
Aufenthaltsrecht fiir aus der Ukraine Vertriebene (Vertriebenen-VO), BGBI. Il Nr. 92/2022,
gemdfS § 62 Abs. 1 Asylgesetz 2005 ein voriibergehendes Aufenthaltsrecht zukommt, haben
Anspruch auf Familienbeihilfe. Anspruch besteht auch fiir Kinder, denen ein solches
voriibergehendes Aufenthaltsrecht zukommt.

(7) Personen, denen aufgrund der Vertriebenen-VO gemdf3 § 62 Abs. 1 Asylgesetz 2005 ein
voriibergehendes Aufenthaltsrecht zukommt, haben zumindest fiir die Zeit des bewaffneten
Konflikts in der Ukraine den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen nach § 2 Abs. 8 im
Bundesgebiet.”
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2. § 8a entfiillt.
3. In § 14 Abs. 4 entfillt die Wendung ,,und § 8a“.
4. Die Abschnitte Il und Ilb entfallen.
5. § 53 Abs. 4 entfiillt.
6. Dem § 55 werden folgende Abs. 55 bis 57 angefiigt:

»(55) Die Abschnitte Il und Ilb in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 135/2022 treten
mit dem der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes folgenden Tag aufSer Kraft.

(56) § 8a entfillt riickwirkend ab 1. Jdnner 2019 mit folgenden MafSsgaben:

1. Die Nachzahlungen an Familienbeihilfe fiir Kinder, die sich sténdig in Bulgarien,
Deutschland, Estland, Griechenland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Portugal,
Rumdnien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn oder Zypern aufgehalten haben
oder aufhalten, erfolgen automationsunterstiitzt, soweit auf Grund der im
Familienbeihilfenverfahren vorhandenen Daten eine Auszahlung durchfiihrbar ist. Ist mangels
Vorliegen von Daten keine Auszahlung durchfiihrbar, ist ein Antrag zu stellen, wobei § 10 Abs. 3
keine Anwendung findet.

2. Familienbeihilfenbetrdge fiir Kinder, die sich stéindig in Belgien, Dénemark, Finnland,
Frankreich, Irland, Island, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Schweden, Schweiz oder dem
Vereinigten Kénigreich aufgehalten haben oder aufhalten, gelten bis zum 30. Juni 2022 in
Bezug auf die Héhe als rechtmdfSig zuerkannt.

(57) § 3 Abs. 6 und 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 135/2022 treten
riickwirkend mit 12. Mérz 2022 in Kraft und mit dem Tag der Beendigung des
Aufenthaltsrechtes nach § 4 Vertriebenen-VO, spdtestens jedoch mit 4. Mdrz 2024, aufSer
Kraft.”

Artikel 2
Anderung des Einkommensteuergesetzes 1988

Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBI. Nr. 400/1988, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. | Nr. 63/2022, wird wie folgt gedndert:

1.In § 2 Abs. 4 Z 2 wird das Wort ,,Uberschufs“ durch das Wort ,,Uberschuss“ sowie das Wort
,Einnnahmen” durch das Wort ,,Einnahmen” ersetzt.

2.1n § 15 Abs. 3 Z 2 lit. a wird das Wort , geltwerte” durch das Wort ,,geldwerte” ersetzt.
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3. § 33 Abs. 3 lautet:

»(3) Steuerpflichtigen, denen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967
Familienbeihilfe gewdhrt wird, steht im Wege der gemeinsamen Auszahlung mit der
Familienbeihilfe ein Kinderabsetzbetrag von monatlich 58,40 Euro fiir jedes Kind zu. Fiir Kinder,
die sich sténdig aufserhalb eines Mitgliedstaates der Europdischen Union, eines Staates des
Europdischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz aufhalten, steht kein Kinderabsetzbetrag zu.
Wurden Kinderabsetzbetrége zu Unrecht bezogen, ist § 26 des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 anzuwenden.“

4. § 33 Abs. 3a Z2 und Z 5 entfallen.
5. § 33 Abs. 4Z 4 und 5 entfallen.

6. In § 33 Abs. 7 entfallen die Z 2 sowie die Nummerierung , 1. und im letzten Satz entfdllt die
Wortfolge ,,oder den an seine Stelle tretenden Betrag.“

7.1n § 76 Abs. 1 wird im 8. Teilstrich die Wortfolge samt Satzzeichen ,, Geburtsdatum und
Wohnsitz“ durch die Wortfolge ,,und Geburtsdatum” ersetzt.

8.In § 84 Abs. 5 wird im 4. Teilstrich die Wortfolge samt Satzzeichen ,,, Geburtsdatum und
Wohnsitzstaat” durch die Wortfolge ,,und Geburtsdatum“ ersetzt.

9.1n § 129 Abs. 2 Z 1 und Z 2 entfillt jeweils der letzte Teilstrich.

10.In § 129 Abs. 2 Z 4 wird im 1. Teilstrich die Wortfolge samt Satzzeichen ,,, Geburtsdatum und
Wohnsitzstaat” durch die Wortfolge ,,und Geburtsdatum“ ersetzt.

11. In § 124b werden folgende Ziffern angefiigt:

,409. § 33 Abs. 3 in der Fassung vor BGBI | Nr. 135/2022 entfdllt riickwirkend ab 1. Jdnner
2019 und § 33 Abs. 3 in der Fassung BGBI. | Nr. 135/2022 tritt mit 1. Jdnner 2019 in Kraft. Dabei
gilt:

a) Die Nachzahlungen des Kinderabsetzbetrages fiir Kinder, die sich sténdig in
Bulgarien, Deutschland, Estland, Griechenland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta,
Polen, Portugal, Rumdnien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn oder Zypern
aufgehalten haben oder aufhalten, erfolgen im Wege der gemeinsamen Auszahlung mit der
Familienbeihilfe automationsunterstiitzt, soweit auf Grund der im Familienbeihilfenverfahren
vorhandenen Daten eine Auszahlung durchfiihrbar ist.

b) Der Kinderabsetzbetrag fiir Kinder, die sich stindig in Belgien, Dédnemark, Finnland,
Frankreich, Irland, Island, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Schweden, Schweiz oder dem
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Vereinigten Kénigreich aufgehalten haben oder aufhalten, gilt bis zum 30. Juni 2022 in Bezug
auf die Héhe als rechtmdflig zuerkannt.

410. a) § 33 Abs. 3a, Abs. 4 und Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 135/2022 sind fiir Kinder, die sich stdndig in Bulgarien, Deutschland, Estland, Griechenland,
Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Portugal, Rumdnien, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Tschechien, Ungarn oder Zypern aufhalten, erstmalig anzuwenden, wenn

— die Einkommensteuer veranlagt oder durch Veranlagung festgesetzt wird, bei
der Veranlagung fiir das Kalenderjahr 2019; die Anderung des § 33 mit Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 135/2022 stellt ein riickwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a BAO dar.

— die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben wird, fiir
Lohnzahlungszeitrdume, die nach dem 31. Dezember 2021 enden. Wurden fiir derartige
Lohnzahlungszeitrdume § 33 Abs. 3a und Abs. 4 in der Fassung des BGBI. | Nr. 135/2022 noch
nicht berticksichtigt, hat der Arbeitgeber fiir seine Arbeitnehmer eine Aufrollung gemdfs § 77
Abs. 3 so bald wie méglich, jedoch spdtestens bis 30. September 2022 durchzufiihren, sofern die
technischen und organisatorischen Mdglichkeiten dazu vorliegen.

§ 205 BAO ist nicht anzuwenden.

b) § 33 Abs. 3a, Abs. 4 und Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 135/2022 sind fiir Kinder, die sich stdndig in Belgien, Ddnemark, Finnland, Frankreich,
Irland, Island, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Schweden, Schweiz oder dem Vereinigten

Kénigreich aufhalten, erstmalig anzuwenden, wenn

—die Einkommensteuer veranlagt oder durch Veranlagung festgesetzt wird, bei
der Veranlagunag fiir das Kalenderjahr 2023,

— die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben wird, fiir
Lohnzahlungszeitréume, die nach dem 31. Juli 2022 enden.

¢) Fiir Kinder, die sich stdndig in Belgien, Ddnemark, Finnland, Frankreich, Irland,
Island, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Schweden, Schweiz oder dem Vereinigten
Kénigreich aufhalten, sind § 33 Abs. 3a, Abs. 4 und Abs. 7 im Rahmen der Veranlagung des
Kalenderjahres 2022 wie folgt anzuwenden:

— Fiir die Kalendermonate Jédnner bis Juli 2022 sind § 33 Abs. 3a und Abs. 47 3 in
der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. | Nr. 135/2022 anzuwenden und fiir die
Kalendermonate August bis Dezember 2022 sind § 33 Abs. 3a und Abs. 4 Z 3 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 135/2022 anzuwenden.

18 von 22



— Fiir die Kalendermonate Jdnner bis Juli 2022 ist jeweils ein Zwélftel der Betrdge
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gemdf § 33 Abs. 4Z 1 und 2 und Abs. 7 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 135/2022 heranzuziehen und fiir die Kalendermonate August bis Dezember 2022 ist jeweils
ein Zwélftel der Betriige gemdfs § 33 Abs. 4 Z 1 und 2 und Abs. 7 in der Fassung des

Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 135/2022 heranzuziehen.”

FABIAN

Aus dem Familienbeihilfeprogramm FABIAN ergibt sich, dass dem Bf am 29.7.2022 fiir den

Zeitraum 01/2019 bis 01/2021 bzw. 01/2019 bis 06/2022 ein Betrag von € 8.033,89 an
Differenzzahlung (Nachzahlung) gewahrt wurde (zwei Kinder):

Datum Auszahlung Zahlungsart | Leistung | Verrechnung Auszahlung | Anrechnung

29.07.2022

03.06.2022

03.05.2022

01.04.2022

11.03.2022

Gewadhrung 8.033,89

Laufend 03,39
Laufend 02,54
Laufend 92,54

Gewahrung 1.513,17

01/2019

01/2019

09/2020

10/2020

01/2021

01/2021

08/2020

12/2020

09/2020

12/2020

12/2021

12/2021

FB

KG

FB

FB

FB

KG

Differenzzahlung

Differenzzahlung

Differenzzahlung

Differenzzahlung

Differenzzahlung

Differenzzahlung

0,00
0,00
0,00
0,00

0,00

Leistung

Leistung

Leistung

Leistung

Leistung

Leistung

8.032,89
93,39
02,54
92,54

1.513,17

75,42

25,58

233,10

75,42

73,19

24,82

0,00
0,00
0,00
0,00

0,00

1.508,40

613,92

233,10

226,26

878,28

297,84

3.757,80

Abgabencodes
FB KG

FB KG
FB KG
FB KG

FB KG
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01/2019  05/2019 | FB Differenzzahlung  Leistung 5,09 325,45
01/2019  12/2020 KG Differenzzahlung | Leistung 25,58 613,92
06/2019  08/2020 | FB Differenzzahlung | Leistung 75,42 | 1.131,30
09/2020 09/2020 FB Differenzzahlung | Leistung 233,10 233,10
10/2020 | 12/2020 | FB Differenzzahlung  Leistung 75,42 226,26
01/2021 | 12/2021  FB Differenzzahlung | Leistung 73,19 878,28
01/2021  06/2022  KG Differenzzahlung  Leistung 24,82 446,76
01/2022  06/2022 FB Differenzzahlung  Leistung 70,17 421,02

4.276,09

Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

Stattgabe der Beschwerde

Wie im Erkenntnis BFG 7.7.2022, RV/7101361/2020 ausgefiihrt, waren § 8a FLAG 1967 und
§ 33 Abs. 3 Z 2 EStG 1988 in ihrer bisherigen Fassung auf Grund der Verdrangung durch das
Unionsrecht in der in diesem Verfahren vorliegenden Sachverhaltskonstellation nicht
anzuwenden. Die hier strittige Rechtsfrage entspricht jener der Entscheidung BFG 7.7.2022,
RV/7101361/2020: Im gegenstandlichen Verfahren ist der Bf Unionsbiirger, in Osterreich
erwerbstatig, seine Kinder wohnen standig in einem anderen Mitgliedstaat der Union.

In der Zwischenzeit wurde die Osterreichische Rechtslage zufolge des Urteils EuGH 16.6.2022,
C-328/20 mit BGBI. 1 135/2022, ausgegeben am 28.7.2022, wie ausgefiihrt gedndert. § 8a FLAG
1967 wurde rickwirkend ab 1.1.2019 aufgehoben, genauso wie auch die bisherige Indexierung
in § 33 Abs. 3 EStG 1988.

Bemerkt wird, dass offenbar gemaR § 55 Abs. 56 Z 1 FLAG 1967 i. d. F. BGBI. | Nr. 135/2022,
kundgemacht am 28.7.2022, mit dem Tag des Inkrafttretens dieser Bestimmung
automationsunterstitzt eine Nachzahlung erfolgt ist, obwohl der angefochtene
Abweisungsbescheid bisher dem Rechtsbestand angehort hat.

Eine materielle Derogation ist dann gegeben, wenn die alte und die neue Vorschrift denselben
Tatbestand aufweisen und die angeordneten Rechtsfolgen unvereinbar sind (vgl.
Ellinger/Iro/Kramer/Sutter/Urtz, BAO 3.A. § 233E 6).
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Der positiv-rechtlich Geltung besitzende Grundsatz "lex posterior derogat legi priori" kann auf
das Verhaltnis einer spateren generellen zu einer friheren speziellen Norm nicht ohne
weiteres angewendet werden (vgl. VfGH 2.10.1995, WI-5/95; VfGH 3.10.1989, G 88/89).

Diese Regel gilt dann, wenn die dltere und die jiingere Regelung denselben Gegenstand
betreffen und denselben Geltungsbereich haben (VfGH 3.10.1989, G 88/89). Der Fall, dass die
adltere, spezielle Norm als Ausnahme von der jiingeren generellen Norm betrachtet wird,
sodass ihre Derogation durch die spatere generelle Norm gerade nicht anzunehmen ist (VfGH
3.10.1989, G 88/89) liegt hier nicht vor.

Daher kénnte die Auffassung vertreten werden, durch § 55 Abs. 56 Z 1 FLAG 1967 als generelle
Norm sei der angefochtene Abweisungsbescheid als spezielle individuelle Norm aus dem
Rechtsbestand ausgeschieden. Es ware dann zu priifen, ob die Beschwerde in analoger
Anwendung von § 261 Abs. 1 BAO als gegenstandslos zu erkldren ist, da dem
Beschwerdebegehren Rechnung getragen wurde.

Soweit ersichtlich, wird die Auffassung, eine spatere riickwirkende Gesetzesanderung
derogiere (ohne ausdriickliche diesbezligliche Anordnung) einem auf einem friiheren Gesetz
beruhenden Bescheid, sodass dieser automatisch aus dem Rechtsbestand ausscheide, nicht
vertreten. Die in § 55 Abs. 56 Z 1 FLAG 1967 enthaltene Auszahlungsanordnung enthalt keine
Regelung betreffend gemall § 13 FLAG 1967 erlassener gegenteiliger Bescheide.

Nach Ansicht des Bundesfinanzgerichts gehort daher der angefochtene Bescheid unbeschadet
§ 55 Abs. 56 Z 1 FLAG 1967 weiter dem Rechtsbestand an.

Der angefochtene Bescheid ist daher gemal § 279 BAO als rechtswidrig aufzuheben.

Revisionsnichtzulassung

Eine Revision ist nach Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig, wenn ein Erkenntnis von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil der Beschluss
nicht von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Der Gerichtshof der Europdischen Union hat die Rechtsfrage, ob ein Anpassungsmechanismus
in Form der Indexierung nach der Kaufkraft in den einzelnen Mitgliedsstaaten bzw.
Vertragsstaaten in Bezug auf die Familienbeihilfe und den Kinderabsetzbetrag fiir
Erwerbstéatige, deren Kinder stiandig in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, mit dem
Unionsrecht vereinbar ist, eindeutig beantwortet. Basierend auf der geltenden
Osterreichischen Rechtslage gibt es nur eine unionsrechtskonforme L6sung, namlich auf
Aufhebung des angefochtenen Bescheids und damit die Auszahlung des Unterschiedsbetrags
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ohne Anwendung einer Indexierung in Bezug auf Kaufkraftunterschiede in den einzelnen
Mitgliedstaaten. Es liegt daher nunmehr keine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung vor.

Auch wurde mit der Novelle BGBI. | Nr. 135/2022 die Osterreichische Rechtslage an das
Unionsrecht angepasst.

Die Revision ist daher nicht zuzulassen.

Bemerkt wird, dass gemaR § 34 Abs. 1a VWGG der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung
der Zulassigkeit der Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des
Verwaltungsgerichts gemaR § 25a Abs. 1 VwWGG nicht gebunden ist.

Wien, am 12. September 2022
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